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GEMEINDEAMT ST.PANTALEON 

    

 Verhandlungsschrift - ENTWURF 
 

            

Gremium: Gemeinderat, öffentliche Sitzung 
Sitzungstermin: Mittwoch, 27.09.2023 
Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr 
Sitzungsende: 21:45 Uhr 
Ort, Raum: St. Pantaleon, Gemeindeamt großer Sitzungssaal 

 

 
Anwesend: 

1. Bgm. David Valentin  16. GR Hörtlackner Gerhard 

2. V.-Bgm. Verstorben  17. GR Ertl Petra 

3. GV Wolfgruber Nina 18. GR Schmutzler Friedrich  

4. GV Brandstätter Christian  19. GR Grötzmair Kornelia 

5. GV Eberherr Johann 20. GR Höfer Gregor 

6. GV Hartl Walter  21. GR Jungbauer Michael  

7. GV Jaidl Karin 22. GR Renzl Nikolai 

8. GR Pabinger Manfred  23. GR- Ersatz Schmiedlechner Andreas 

9. GR Doppler Manuela 24. GR- Ersatz Niedermüller Wolfgang  

10. GR Lackner Wolfgang  25. GR- Ersatz Eberherr Christian 

11. GR Lobentanz Christoph  26. GR- Ersatz  

12. GR Gruber Harald 27. GR- Ersatz  

13. GR Schneider Rainer  28. GR- Ersatz  

14. GR Danner-Leithner Johannes 29. GR- Ersatz  

15. GR Joham Friedrich  30. GR- Ersatz  

 

Entschuldigt fehlten: 

1. GR Wohland Rudolf 5. GR  

2. GR Schmidlechner Erich 6. GR  

3. GR Ötzlinger Christian 7. GR  

4. GR  8. GR  

 
Fachkundige Personen (§ 66 Abs. 2 OÖ. GemO 1990): 

1. Amtsleiter Hochradl Reinhard 3.   

2.   4.   
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Schriftführer: 

Reinhard Hochradl 

 

Der Vorsitzende eröffnet um 19.03 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass  

• die Sitzung von ihm einberufen wurde, 

• der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 O.Ö. GemO 1990) enthalten ist und die 
Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich am 20.09.2023 
unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist, 

• die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tag öffentlich kundgemacht 
wurde, 

• die Beschlussfähigkeit gegeben ist, 

• die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 28.06.2023 bis zur heutigen Sitzung während 
der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während dieser Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt, außerdem eine Durchschrift den Fraktionsobleuten und den Mitgliedern des 
Gemeindevorstandes zugestellt wurde und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen eingebracht werden können. Es liegen keine Einwendungen vor. 

 

 

Vor Eingang in die Tagesordnung ersucht der Vorsitzende um eine Schweigeminute anlässlich des 

plötzlichen Todes von Vize-Bürgermeister Walter Pohl. 

Als Zeichen der Trauer wird der Platz von Vize-Bgm. Pohl im Sitzungssaal von der ÖVP-Fraktion nicht 

besetzt. 

 

Der Vorsitzende informiert, dass die Gemeindevertreter noch weitere Informationen wie zB. die Parte 

erhalten werden. 

Außerdem wird um möglichst vollzählige Teilnahme beim Rosenkranz Beten bzw. beim Begräbnis 

ersucht. Auch die Nachbargemeinden werden eingeladen. 

  

Bis zur Wahl des Vizebürgermeisters übernimmt im Fall der Abwesenheit des Bürgermeisters das älteste 

Fraktionsmitglied der ÖVP die Vertretung des Bürgermeisters. 

 
 

TAGESORDNUNG 
1. Beratung/Beschlussfassung Darlehensaufnahme Kanalsanierung 
2. Beratung/Beschlussfassung Erhöhung Kassenkreditrahmen  
3. Information Nachtrags-Voranschlag 2023 
4. Beratung/Beschlussfassung Landesdarlehen BA12 – Oberflächenentwässerung Riedersbach 
5. Beratung/Beschlussfassung Werkvertrag Kanalsanierung 
6. Beratung/Beschlussfassung Abgangsdeckung Kanalgenossenschaften 
7. Beratung/Beschlussfassung Erhaltungsbeitrags-Verordnung 
8. Beratung/Beschlussfassung Kanalgebührenordnung 
9. Beratung/Beschlussfassung Wassergebührenordnung 
10. Beratung/Beschlussfassung Verlängerung Amtsleiter Bestellung 
11. Beratung/Beschlussfassung Gestattungsvertrag Breitband Internet OÖ 
12. Einstellung des FW-Änderungsverfahrens Nr. 3.22 samt ÖEK-Änderung Nr. 2.05 
13. Beratung/Beschlussfassung Bebauungsplan Nr. 4 - Änderung Nr. 1 
14. Beratung/Beschlussfassung Verordnung Auflassung öffentliches Gut ehem. Trafik 

Riedersbach 
15. Beratung/Beschlussfassung Grundkauf Wengerhöhe / Umsetzung Straßensanierung 2023 
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16. Beratung/Beschlussfassung Grundverkauf Reith 
17. Beratung/Beschlussfassung Grundbereinigung Bleimühlweg 
18. Beratung/Beschlussfassung A1 Mast Trimmelkam / Auflassung öffentliches Gut 
19. Beratung/Beschlussfassung 50 km/h Geschwindigkeitsbeschränkung Mühlachweg 
20. Beratung/Beschlussfassung 30km/h Zone Vordernberg Siedlung 
21. Beratung/Beschlussfassung Park- und Halteverbot Geschäftszeile Riedersbach 
22. Beratung/Beschlussfassung PV-Anlage Gemeindeamt 
23. Beratung/Beschlussfassung Auftragsverarbeitungsvertrag und Überlassungsvertrag 

Ausspeisungs-Software 
24. Beratung/Beschlussfassung Einspeiseverträge Kindergarten / NMS 
25. Information des Bürgermeisters 

- Übernahme Kanalgenossenschaften 
- Überarbeitung FWP/ÖEK 
- Begehung Löschwasserbehälter 
- Personalthemen 
- Dorfplatz 
- Laubenbachstraße 
- FF-Neubau 
- Blaulichtversicherung 
- Wasserleitung Seeleiten 
- 2. Hort-Gruppe: Spielplatz/Umbau 

26. Allfälliges 

 
 
 

1. Beratung/Beschlussfassung Darlehensaufnahme Kanalsanierung 
 

Sachverhalt: 

Für die Durchführung der Kanalsanierung Schadensklasse 4 sowie der Kamerabefahrung ist für die Jahre 

2023/24 lt. Kostenvoranschlag der Firma KuP eine Gesamtinvestition iHv EUR 640 Tsd. erforderlich (s. 

Kostenaufstellung in der Beilage). 

Für die erforderliche Finanzierung ist ein Darlehen erforderlich in gleicher Höhe. 

 

7 Banken wurden angefragt. Davon haben 3 ein Angebot lt. ua Tabelle gelegt: 

(Raika St. Pantaleon, VKB Ostermiething, Oberbank Braunau und BAWAG P.S.K. haben kein Angebot 

gelegt). 

 



Verhandlungsschrift GR 27.09.2023  4 / 75 

 
 

Es ist eine Entscheidung über die Vergabe zu treffen. 

 

Beratungsverlauf: 

Der Amtsleiter informiert, dass von den 3 eingelangten Angeboten zwei Banken die Vorgaben der 

Ausschreibung erfüllt haben. Es sind dies die Volksbank Salzburg (Geschäftsstelle Oberndorf) sowie die 

Salzburger Sparkasse. Die angebotenen Konditionen dieser beiden Angebote sind praktisch ident bzgl. 

Fixzinssatz bzw. Aufschlag auf den EURIBOR. 

Aufgrund der größeren Flexibilität (zB. Rückzahlungsmöglichkeit ohne Pönale) und der örtlichen Nähe zu 

Oberndorf wird der Vorschlag gemacht das Darlehen an die Volksbank Oberndorf zu vergeben. 

 

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag die Vergabe des oa. Darlehen entsprechend dem eingelangten 

Angebot an die Volksbank Salzburg, Geschäftsstelle Oberndorf, zu vergeben. 

 

Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 

 

 

 

 

 

 

 

 

Darlehen Kanalsanierung - Konditionenvergleich
Stand: 26.09.2023

Volksbank Salzburg Bank Austria / Unicredit Salzburger Sparkasse

Darlehen fix                          320.000,00 €                          640.000,00 €                          320.000,00 € 

Zinssatz fix (Änderungen vorbehalten) 4,00% 4,08% 3,99%

Laufzeit 20 Jahre 20 Jahre

15 fix + 5 variabel (6-M-

EURIBOR + 0,69%)

vorzeitige Rückzahlung 30000

grs. nicht möglich, nur 

möglich wenn Zinsen 

nach oben gehen

nach Zustimmung, 1% 

Pönale des 

Rückzahlungsbetrages

weitere Einmalkosten                                   250,00 € keine keine

lfd. Kosten p.a.                                     92,76 € keine keine

UND ODER UND

Darlehen variabel                          320.000,00 €                          640.000,00 €                          320.000,00 € 

Zinssatz variabel aktuell 4,75% 4,90% 4,628%

Basis 3-M-EURIBOR +0,7% 6-M-EURIBOR +0,81% 6-M-EURIBOR + 0,69%

Laufzeit 20 Jahre 20 Jahre

vorzeitige Rückzahlung

jederzeit kostenlos 

möglich möglich ohne Gebühr

jederzeit ohne Spesen 

möglich

weitere Einmalkosten                                   250,00 € keine keine

lfd. Kosten p.a.                                     92,76 € keine keine

Sicherheiten kein erforderlich keine erforderlich keine erforderlich
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2. Beratung/Beschlussfassung Erhöhung Kassenkreditrahmen 
 
Sachverhalt: 

Der im GR vom 14.12.2022 beschlossene Rahmen für den Kassenkredit bei der Raika St. Pantaleon 

beträgt EUR 1,2 Mio. Aufgrund rückläufiger Ertragsanteile bei gleichzeitiger Steigerung der Beiträge für 

den Sozialhilfeverband bzw. Krankenanstalten ergibt sich für das 1. Halbjahr eine Finanzierungslücke iHv 

EUR 202 Tsd. ggü. dem Vorjahr.  

 

 
 

 

Außerdem zeigte sich, dass der Termin der Zahlungseingänge größerer Beträge des Landes nicht genau 

bekannt ist und daher beim Zusammenfall von größeren Zahlungen und Verspätung von Eingängen der 

aktuelle Kassenkredit nicht ausreicht. Eine Erhöhung auf 1,5 Mio. EUR soll daher beschlossen werden. 

Der Zinssatz bleibt (4,34% per 21.09. = 3-Monats-EURIBOR +0,75%) von der Erhöhung unberührt. 

Der aktuelle Kassenstand beträgt per 22.9.2023 ca. -993 Tsd. EUR. 
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Beratungsverlauf: 

Der Vorsitzende erläutert die starken Schwankungen bedingt durch große Zahlungseingänge und -
ausgänge. Der tagesaktuelle Kassenkreditstand beträgt ca. -800 Tsd. EUR. 
 
 

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag den Kassenkreditrahmen auf 1,5 Mio. EUR bis Jahresende zu erhöhen. 

 

Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis:  

ENTHALTEN: GV J. Eberherr, GV W. Hartl, GR G. Hörtlackner 

JA: alle anderen 

 
Der Antrag ist damit mehrheitlich angenommen. 
 
 

3. Information Nachtrags-Voranschlag 2023 
 
Sachverhalt: 

Das Ergebnis der Voranschlagsprüfung wurde von der BH-Braunau (Gemeindereferent Hr. Tischlinger) 

übermittelt. 

Der aktuelle Voranschlag wird aufgrund folgender Anmerkungen nicht zur Kenntnis genommen. 

- Dienstpostenplan / Dienstpostengruppenregelung – sämtliche Dienstposten sind einer 

Dienstpostengruppe zuzuordnen 

- Verbuchung Erlöse aus Grundverkauf Riedersbach (Kleingartenanlage) dürfen nicht zur Abdeckung 

des Kassenkredites verwendet werden, sondern muss einzelnen investiven Vorhaben zugeordnet 

werden 

- Darlehen: vor Aufnahme bzw. Beschlussfassung ist ggf. die Genehmigung der Aufsichtsbehörde 

einzuholen. Sämtliche Zuschüsse sind je Darlehen darzustellen. 

- Verursachungsgerechte Zuordnung bzw. Verwendung von Interessentenbeiträgen und 

Überschüssen Wasser/Kanal 

 

Generell zeigt sich, dass es aufgrund einer Vielzahl gestiegener Kosten und gleichzeitig 

unvorhergesehener Ausgaben ein positiver Rechnungsabschluss 2023 herausfordernd wird. (zur 

allgemeinen Situation s. auch Artikel aus Zeitschrift „Public“ in der Beilage) 

 

Per 12.09.2023 ergibt sich für das Jahr 2023 ein Abgang iHv –316.662,94 EUR. 

Darin enthalten sind folgende „außerordentliche“ Aufwendungen, die im Voranschlag nicht enthalten 

waren: 
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Position Betrag (ca.) in EUR* Förderung 

Zinsen 30.000 - 

2. Hortgruppe Einrichtung + Spielplatz 50.000 32.000 

Wärmepumpe Sportplatz 15.000 11.000 

Bonus handwerklicher Dienst ab 1.1.2023 20.000 - 

Bereitschaftsdienst Wasserversorgung 10.000 - 

Zulagen päd. Assistenzkräfte und Pädagoginnen 44.000 - 

Schutzweg Veichtlbauer 18.000  

Spielplatz Birkenweg 12.000 8.000 

Kunstrasen VS (inkl. Spielgeräte) 31.000 15.500 

Lärmschutzplatten Ausspeisung Kiga 5.000 2.500 

Gebäudeversicherung 10.000 - 

Bauhof Geräte / WC 15.000 3.000 

IT-Ausstattung (Wasserversorgung, Gemdat…) >10.000 5.000 

Fehlender Erlös Grundstücksverkauf 113.000 - 

Gesamt 383.000 77.000 

*vor Abzug von Förderungen 

 

Aufgrund der aktuellen Situation wurde bereits ein Ausgabenstopp für alle nicht zwingend 

erforderlichen Ausgaben an die Bereiche ausgegeben bzw. manche Projekte werden auf 2024 

verschoben (zB. Dachsanierung Mittelschule). 

 
Der Nachtragsvoranschlag befindet sich noch in Überarbeitung. 
 
Beratungsverlauf: 

GV W. Hartl fragt an was mit Grundverkäufen Riedersbach gemeint ist. 

Der Vorsitzende erläutert, dass damit die Schrebergärten in Riedersbach gemeint ist. 

 

GV J. Eberherr merkt an, dass es sehr viele zusätzliche Ausgaben gibt, die nicht budgetiert wurden. 

Zum Beispiel für den Parkplatz neben der Kirche im Rahmen des Dorfplatz Projektes wurden 100 Tsd. 

EUR im Voranschlag aufgenommen und der aktuelle Kostenvoranschlag liegt bei mehr als dem 

Doppelten. 

 

Der Vorsitzende geht auf die angeführte Liste der Investitionen ein und erläutert warum diese nötig 

waren. 

 
 
 

4. Beratung/Beschlussfassung Landesdarlehen BA12 – Oberflächenentwässerung 
Riedersbach 

 
Sachverhalt: 

Das Landesdarlehen für den Bauabschnitt 12 – Oberflächenentwässerung Riedersbach erhöht sich 

aufgrund der Endabrechnung im Zuge der Kollaudierung um EUR 1.700, --. 

Für die Erhöhung ist ein formaler GR-Beschluss zu fassen. 

 

Beratungsverlauf: 

Der Vorsitzende informiert, dass das Darlehen trotz des geringen Betrages ausgenutzt werden soll. 
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Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag einen Beschluss über den ua. Schuldschein zu fassen. 
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Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 

 

 

 
5. Beratung/Beschlussfassung Werkvertrag Kanalsanierung 

 
Sachverhalt: 

In der Beilage findet sich der mit der Firma Swietelsky-Faber Kanalsanierung GmbH noch 

abzuschließende Werkvertrag bzgl. der im GR vom 28.6.2023 beschlossenen Kanalsanierung der 

Schadensklasse 4. 

 

In der Anlage befinden sich auch Lagepläne, wo die zu sanierenden Abschnitte ersichtlich sind. 

 

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag dem ua. Werkvertrag zuzustimmen. 
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Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 

 

 
6. Beratung/Beschlussfassung Abgangsdeckung Kanalgenossenschaften 

 
Sachverhalt: 

Vor allem aufgrund gestiegener Zinskosten reichte der aktuelle Kontorahmen der 

Wassergenossenschaft Steinwag-Laubenbach-Loidersdorf (SLL) nicht aus zur Deckung der laufenden 

Zahlungen. 

Es wurde daher ein Vorschuss iHv EUR 3.000,-- an die Genossenschaft überwiesen um eine Fälligstellung 

des Darlehens zu verhindern. 

 

Auch die Wassergenossenschaft Stockham-Wildshut-Roidham hat um Abdeckung ihres laufenden 

Abganges ersucht. Per 14.9. betrug deren Kontostand -6.407,46 EUR.  

 

Es soll ein Beschluss für einen Rahmenbetrag für beide Genossenschaften gefasst werden, damit sie die 

Zahlungsfähigkeit bis Jahresende behalten. 

 

Lt. Vorschaurechnung der Genossenschaft SLL werden ca. EUR 21.000,-- Abgangsdeckung bis zum 

Jahresende benötigt um die Zahlungsunfähigkeit zu vermeiden. 

 

Für die Wassergenossenschaft Stockham-Roidham-Wildshut sind es ca. EUR 18.000,-- (inkl. 5.000 EUR 

Weiterverrechnung Gemeinde) 

 

Vorschlagen wird für beide Gesellschaften den Beschluss zu fassen Abgänge bis in Summe je 25 Tsd. 

EUR zu übernehmen. Damit wäre bis zur geplanten Übernahme am 31.12. keine weitere 

Beschlussfassung nötig. 
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Beratungsverlauf: 

Der Vorsitzende erläutert, dass v.a. aufgrund der Zinserhöhung der Kontorahmen der beiden 

Wassergenossenschaften nicht mehr ausreicht. 

 

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag bis zum 31.12.2023 je Kanalgenossenschaft bis zu 25 Tsd. an 

Abgangsdeckung zu übernehmen. Die Überweisung soll aber nur im jeweils unbedingt erforderlichen 

Ausmaß erfolgen. 

 

Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 

 
 

7. Beratung/Beschlussfassung Erhaltungsbeitrags-Verordnung 
 
Sachverhalt: 

Es besteht rechtlich die Möglichkeit, mittels eigener Verordnung der Gemeinde den Erhaltungsbeitrag 

von den ua. gesetzlichen Werten bis auf das Doppelte des gesetzlich vorgesehenen Wertes zu erhöhen. 

 

 

 

Vorschaurechnung Wassergenossenschaften (Stand: 15.09.2023)

WG Stockham-

Roidham-

Wildshut

WG SLL

Kontorahmen -10.000,00 € -15.000,00 €

Aktueller Kassenstand: -6.407,46 € -14.919,05 €

Eingänge

KPC Förderung 7.700,00 € 6.500,00 €

Weiterverrechnung Gemeinde 5.000,00 € 6.500,00 €

Ausgänge:

Kreditrate -32.000,00 € -32.541,00 €

lfd. Kosten bis Jahresende -2.000,00 € -1.000,00 €

Saldo per 31.12.2023 -27.707,46 € -35.460,05 €

Abgangsdeckung 25.000,00 € 25.000,00 €

Kontostand per 31.12.2023 -2.707,46 € -10.460,05 €



Verhandlungsschrift GR 27.09.2023  19 / 75 

§28 (3) OÖ Raumordnungsgesetz:  

„Der Erhaltungsbeitrag beträgt für die Aufschließung durch eine Abwasserentsorgungsanlage 24 Cent 

und für die Aufschließung durch eine Wasserversorgungsanlage 11 Cent pro Quadratmeter. Die 

Gemeinden werden ermächtigt, durch Beschluss des Gemeinderats in Form einer Verordnung für das 

gesamte Gemeindegebiet über diese Beträge hinaus den Erhaltungsbeitrag für die Aufschließung durch 

eine Abwasserentsorgungsanlage bzw. eine Wasserversorgungsanlage jeweils bis zum Doppelten pro 

Quadratmeter anzuheben, sofern dies zur Deckung der tatsächlich anfallenden Erhaltungskosten bzw. 

aus Gründen der Baulandmobilisierung erforderlich ist.“ 

 

Das Kriterium der Baulandmobilisierung ist lt. vorliegender Stellungnahme von Regioplan Salzburg 

erfüllt. 

„Zur zeitgerechten Nutzung von Bauland sowie zur Deckung des ortsüblichen Bedarfes an 

Baugrundstücken und des relativ hohen finanziellen, materiellen und bürokratischen Aufwands, der für 

die Aufschließung zusätzlicher Baulandflächen erforderlich ist, wird aus fachlicher Sicht die 

Ausschöpfung aller vom Gesetzgeber zur Verfügung gestellten Instrumente zur Mobilisierung 

bestehenden Baulandreserven für Wohnen begrüßt.“ 

Im Sinn der tatsächlich anfallenden Erhaltungskosten ist eine Erhöhung für den Bereich Abwasser 

vertretbar: 

Lt. Prüfbericht des Rechnungsabschlusses 2022 durch die BH-Braunau liegt ein Abgang von EUR -

91.321,00 vor. Die Berechnung erfolgt auf Basis der Zahlen des Finanzierungshaushaltes, ohne 

Berücksichtigung des investiven Haushaltes und ohne Einbeziehung der Interessentenleistungen. 

Der Betriebsabrechnungsbogen für den Bereich Abwasserbeseitigung weist einen Kostendeckungsgrad 

von 145% für 2021 und 118% für 2022 aus. 

Diese Zahlen sind noch positiv, da fällige Investitionen aufgeschoben wurden und erst jetzt 

durchgeführt wurden. 

Folgende Ausgaben sind bereits beschlossen, aber noch nicht in den Rechenwerken verarbeitet. 

 

Kanal: 

• 640 Tsd. EUR (netto) Investition in Kanalsanierung/Kamerabefahrung 2023/2024 bereits im 

Gemeinderat beschlossen 

• Weitere Folgeinvestitionen aus Kamerabefahrung wahrscheinlich 

• 95 Tsd. EUR (netto) Projekt Oberflächenentwässerung Billa Riedersbach (Abrechnung 2023) 

• Übernahme von 2 Wassergenossenschaften per 1.1.2024. Beide Genossenschaften 

erwirtschafteten zuletzt jährliche Abgänge und haben offene Darlehen iHv gesamt EUR 1.718 

Tsd. 

 

Beispiele zur Auswirkung der Erhöhung Erhaltungsbeitrag Kanal: 

Grundstück mit 864 qm²: von EUR 207,-- auf EUR 414,-- 

Grundstück mit 1.087 qm²: von EUR 261,-- auf EUR 522,-- 

 

Für den Bereich Wasser ist aufgrund der aktuellen Überschüsse im Haushalt derzeit keine Erhöhung 

vertretbar. 

 

 

Beratungsverlauf: 

GR N. Renzl fragt an, ob nicht eine geringfügigere Erhöhung machbar ist. AL R. Hochradl zitiert das 

Gesetz, wonach eine Erhöhung bis auf das Doppelte möglich ist. 
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GR F. Schmutzler merkt an, dass im Endeffekt die Liegenschaftseigentümer von bebauten und 

angeschlossenen Grundstücken derzeit die Erhaltungskosten für die unbebauten Grundstücke 

mitzahlen.  

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag den Erhaltungsbeitrag Kanal auf das doppelte des gesetzlichen Wertes 

zu erhöhen und die vorliegende Verordnung zu beschließen. 
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Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis:  

NEIN: GR M. Jungbauer, GR N. Renzl 

JA: alle anderen 

 
Der Antrag ist damit mehrheitlich angenommen. 
 
 

8. Beratung/Beschlussfassung Kanalgebührenordnung 
 
Sachverhalt: 

In der Beilage befindet sich eine überarbeitete Fassung der Kanalgebührenordnung. 
Die Änderung ggü. der letzten vom GR beschlossenen Version vom 8.6.2021 sind farblich markiert. 
 
Folgende wesentliche Änderungen werden vorgeschlagen:  
 
a) Aufnahme Passus für Kanalgenossenschaften: 
„Bei Übernahme einer bestehenden Wasserversorgungsanlage / Abwasserbeseitigungsanlage einer 
Wassergenossenschaft, welche nach den Bestimmungen des 9. Abschnitts des Wasserrechtsgesetzes 
(WRG. 1959), BGBl. Nr. 215/1959, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 54/2014, gegründet 
worden ist, entfällt die Anschlussgebührenpflicht für jene Grundstücke, die bis zur Übernahme durch 
diese Wassergenossenschaft versorgt / entsorgt wurden.“ 
 

b) Erhöhung Bereitstellungsgebühr: 

Im Prüfbericht aus 2021 wird die Anpassung der Bereitstellungsgebühr empfohlen. Anstelle der 

Pauschalbeträge soll die Bereitstellungsgebühr nach qm² berechnet werden  

Die Bereitstellungsgebühr sollte in gleicher Höhe wie der Erhaltungsbeitrag auf 48 Cent pro qm² erhöht 

werden. 

 

2 Beispiele:  

Grundstücksgröße: 864 m² - momentan eingestuft in den Tarif 2 (702 – 1.000 m²) – d.h. 

Kanal 100,00 EUR p.a. neue Berechnung mit 48 Cent pro m², ergibt einen Betrag von 414,-- EUR 

 

Grundstücksgröße: 1.087 m² - momentan eingestuft in den Tarif 3 (1.001 – 2.000 m²) – d.h. 

Kanal 125,00 EUR p.a. neue Berechnung mit 24 Cent pro m², ergibt einen Betrag von 522,-- EUR 

 

 

c) Behandlung von Nebengebäuden und Garagen bei Kanal-Anschlussgebühr: 

Der Vorschlag befindet sich in der Verordnung im Anhang 

 

Ein Beschluss hat durch den Gemeinderat zu erfolgen. Die Änderung der Kanalgebührenordnung soll per 

1.1.2024 in Kraft treten. Die Hebesätze für 2024 können in der GR-Sitzung im Dezember separat 

beschlossen werden. 

 

Beratungsverlauf: 

GR G. Höfer fragt an, ob es eine Obergrenze für die Anschlussgebühr gibt. Der Vorsitzende und AL R. 

Hochradl erwähnen, dass es so eine Obergrenze nicht gibt bzw. bisher auch nicht gab. 
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GR A. Schmiedlechner fragt an, ob es eine Anschlusspflicht für den Anschluss an den Regenwasserkanal 

gibt. Der Vorsitzende antwortet, dass es keine Pflicht gibt. Oft schreibt die Gemeinde bei 

Bauverhandlungen vor, dass das Oberflächenwasser versickert werden soll. 

 

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag den vorliegenden Vorschlag der Verordnung zu beschließen. 
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Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: 

NEIN: GR M. Jungbauer, GR N. Renzl 

JA: alle anderen 

 

Der Beschluss ist somit mehrheitlich angenommen. 
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9. Beratung/Beschlussfassung Wassergebührenordnung 

 
Sachverhalt: 

In der Beilage befindet sich eine überarbeitete Fassung der Wassergebührenordnung. 
Die Änderungen ggü. der letzten vom GR beschlossenen Version vom 30.3.2021 sind farblich markiert. 
 
Folgende wesentliche Änderungen werden vorgeschlagen:  
 
a) Erhöhung Bereitstellungsgebühr: 

Im Prüfbericht aus 2021 wurde eine Anpassung der Bereitstellungsgebühr empfohlen. 

Anstelle der Pauschalbeträge soll die Bereitstellungsgebühr nach qm² berechnet werden  

in Anlehnung an den gesetzlich vorgesehenen Erhaltungsbeitrag von 11 Cent je qm² Bauland. In den 

meisten Fällen würde, das die Bereitstellungsgebühr erhöhen. 

 

2 Beispiele:  

Grundstücksgröße: 864 m² - momentan eingestuft in den Tarif 2 (701 – 1.000 m²) – d.h. 

Wasser 75,00 EUR p.a.  neue Berechnung mit 11 Cent pro m², ergibt einen Betrag von 95,04 EUR 

 

Grundstücksgröße: 1.087 m² - momentan eingestuft in den Tarif 3 (1.001 – 2.000 m²) – d.h. 

Wasser 100,00 EUR p.a. neue Berechnung mit 11 Cent pro m², ergibt einen Betrag von 119,57 EUR 

 

 

b) Behandlung von Nebengebäuden und Garagen bei Wasser-Anschlussgebühr: 

Der Vorschlag befindet sich in der Verordnung im Anhang – analog zu Kanalgebührenordnung. 

 

Weitere Vorgehensweise: 

Ein Beschluss hat durch den Gemeinderat zu erfolgen. Die Änderung der Wassergebührenordnung soll 

per 1.1.2024 in Kraft treten. Die Hebesätze für 2024 können in der GR-Sitzung im Dezember separat 

beschlossen werden. 

 

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag den vorliegenden Vorschlag der Verordnung zu beschließen. 
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Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
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10. Beratung/Beschlussfassung Verlängerung Amtsleiter Bestellung 
 
Sachverhalt: 

Herr Reinhard Hochradl wurde per 1.11.2022 zum Amtsleiter bestellt. Das Dienstverhältnis wurde bis 

31.10.2024 befristet. Entsprechend §12 GDG OÖ hat der Gemeinderat spätestens ein Jahr vor Ablauf 

der Bestellungsdauer schriftlich mitzuteilen ob der Amtsleiter mit Ablauf der Bestellungsdauer mit 

dieser Funktion für einen Zeitraum von weiteren fünf Jahren betraut wird, oder ein Gutachten des 

Personalbeirats zur Frage der Weiterbestellung eingeholt wird. 

 

 

§ 12 
Weiterbestellung 

(1) Der Gemeinderat (Verbandsvorstand) hat spätestens ein Jahr vor Ablauf der Bestellungsdauer dem Inhaber 
(der Inhaberin) einer leitenden Funktion im Sinn des § 8 Abs. 1 Z 3 und 4 schriftlich mitzuteilen, dass 

 1. er (sie) mit Ablauf der Bestellungsdauer mit dieser Funktion für einen Zeitraum von weiteren fünf Jahren 
betraut wird, oder 

 2. ein Gutachten des Personalbeirats zur Frage der Weiterbestellung eingeholt wird. 

(Anm: LGBl.Nr. 13/2006) 

(2) Aus wichtigen dienstlichen Gründen kann der Gemeinderat (der Verbandsvorstand) dem Inhaber (der 
Inhaberin) der leitenden Funktion im Sinn des § 8 Abs. 1 Z 3 und 4 bereits vor dem im Abs. 1 genannten Zeitpunkt 
mitteilen, dass ein Gutachten des Personalbeirats zur Frage der vorzeitigen Abberufung von der befristeten Funktion 
eingeholt wird. (Anm: LGBl.Nr. 13/2006) 

(3) Im Fall der beabsichtigten Weiterbestellung entfällt ein neuerliches Ausschreibungs- und 
Begutachtungsverfahren. 

(4) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 und Abs. 2 hat der Gemeinderat (der Verbandsvorstand) den Personalbeirat mit 
der Erstattung eines Gutachtens zur Frage der vorzeitigen Abberufung von der befristeten Funktion zu befassen. 

(5) Der Personalbeirat hat den Erfolg der bisherigen Funktionsausübung insbesondere in fachlicher und 
innerdienstlicher Hinsicht unter Berücksichtigung der vereinbarten bzw. vorgegebenen Ziele zu beurteilen. Er hat 
dabei auf besondere Umstände, die mit der Funktion zusammenhängen, Bedacht zu nehmen. Er kann Unterlagen und 
Auskünfte einholen und hat sein Gutachten nach Möglichkeit binnen drei Monaten ab Einlangen des Verlangens des 
Gemeinderats (Verbandsvorstands) zu erstatten. Vor Erstattung eines Gutachtens, das die Weiterbestellung nicht mehr 
vorschlägt bzw. die vorzeitige Abberufung vorschlägt, ist der Inhaber der Funktion vom Personalbeirat zu hören. 

(6) Das Gutachten des Personalbeirats hat die begründete Empfehlung zu enthalten, ob der Inhaber dieser 
Funktion 

 1. mit dieser für weitere fünf Jahre befristet betraut wird, 

 2. mit dieser nicht mehr betraut wird oder 

 3. vorzeitig von der befristeten Funktion abberufen werden soll. 

(7) Der Gemeinderat (Verbandsvorstand) ist an die Empfehlung des Personalbeirats nicht gebunden. Eine von 
der Empfehlung abweichende Entscheidung ist dem Personalbeirat in der nächsten Sitzung zur Kenntnis zu bringen. 

(8) Unabhängig davon, ob das Gutachten des Personalbeirats vorliegt, hat der Gemeinderat (Verbandsvorstand) 
dem Inhaber (der Inhaberin) der Funktion 

 1. spätestens sechs Monate vor Ablauf der Bestellungsdauer endgültig mitzuteilen, dass er (sie) mit Ablauf der 
Bestellungsdauer mit dieser Funktion für weitere fünf Jahre betraut wird oder nicht, oder 

 2. spätestens drei Monate vor der beabsichtigten vorzeitigen Abberufung mitzuteilen, dass er (sie) vorzeitig von 
der befristeten Funktion abberufen wird. 

(9) Erfolgt keine Mitteilung nach Abs. 1 oder Abs. 8, gilt der Inhaber (die Inhaberin) der Funktion als mit dieser 

Funktion für weitere fünf Jahre betraut. 

 

Beratungsverlauf: 

Der Vorsitzende erläutert, dass gem. § 51 (4) OÖ GemO die Abstimmung geheim mittels Stimmzettel 
durchzuführen ist. Für die Wahl werden als Vertrauenspersonen für die Auszählung die 
Fraktionsobleute GV C. Brandstätter, GV J. Eberherr, GV K. Jaidl und GR N. Renzl nominiert. 
Für die weitere Beratung wird AL R. Hochradl gebeten den Raum zu verlassen. 
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Antrag: 
Der Vorsitzende stellt den Antrag AL Reinhard Hochradl ab 1.11.2024 für weitere 5 Jahre als Amtsleiter 
zu bestellen oder alternativ den Personalbeirat mit einem Gutachten zur Frage der Weiterbestellung zu 
beauftragen. 
Wer für eine Weiterbestellung ist, bezeichnet den Stimmzettel mit JA, wer für ein Gutachten zur Frage 

der Weiterbestellung durch den Personalbeirat ist, befüllt den Stimmzettel mit NEIN. 

 

Nach der Durchführung der Wahlhandlung wird die Wahlurne entleert und die Stimmzettel von den 

Vertrauenspersonen ausgezählt. 

Bürgermeister: Das Wahlergebnis lautet wie folgt: 

 

Stimmberechtigt:      24 Mitglieder des Gemeinderates 

Zustimmung zum Antrag mit JA:  23 

Gegenstimmen zum Antrag mit NEIN: 1 

Ungültige Stimmen:   0 

 

Der Vorsitzende hält fest, dass AL R. Hochradl damit ab 1.11.2024 für weitere 5 Jahre als Amtsleiter 

bestellt wird und gratuliert ihm zur Bestellung. 

 

 
11. Beratung/Beschlussfassung Gestattungsvertrag Breitband Internet OÖ 

 
Sachverhalt: 

Die Breitband Oberösterreich Infrastruktur GmbH plant die Erweiterung des Glasfaser-Netzes im 

Bereich Seeleiten und ersucht um Gestattung der Leitungsverlegung auf öffentlichem Straßengrund. 

Der abzuschließende Gestattungsvertrag sowie die Pläne für den Ausbau befinden sich in der Anlage. 

Für den Gestattungsvertrag ist ein Beschluss des Gemeinderates erforderlich. 

 

Beratungsverlauf: 

AL R. Hochradl erwähnt, dass sich die Gestattung nur auf 2 Querungen mittels Pressung (ohne 

Grabungsarbeiten) bezieht. Die anderen Grabungen sind auf Privatgrund und wurden bereits 

abgeschlossen. 

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag den vorliegenden Gestattungsvertrag abzuschließen 
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Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
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12. Einstellung des FW-Änderungsverfahrens Nr. 3.22 samt ÖEK-Änderung Nr. 2.05 
 
Sachverhalt: 

Herr F. Bachmaier teilte mit, dass das Verfahren für die Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 3.22 

samt ÖEK-Änderung Nr. 2.05 „Bachmaier – Loidersdorf“ laut Einleitungsbeschluss des Gemeinderates 

vom 26.04.2016 eingestellt werden soll, da momentan kein Baulandbedarf besteht. Herr Bachmaier 

wurde durch den Bürgermeister darauf hingewiesen, dass ein späteres Umwidmungsverfahren für die 

gegenständliche Teilfläche aus dem Grundstück 1689/1, KG 40324 Steinwag, von Seiten der örtlichen 

Raumordnung beim Amt der OÖ. Landesregierung wahrscheinlich nicht mehr positiv beurteilt wird. 

 

 
 

13. Beratung/Beschlussfassung Bebauungsplan Nr. 4 - Änderung Nr. 1 
 
Sachverhalt: 

Der Bürgermeister teilte mit, dass mit Gemeinderatsbeschluss vom 10.05.2023, TOP 2./, die Einleitung 

des Verfahrens gemäß § 36 Abs 3 und 4 OÖ. ROG 1994 idgF in der gegenständlichen Angelegenheit 

beschlossen wurde. Zu den im Zuge des Stellungnahmeverfahrens übermittelten Problempunkten / 

Anregungen der Fachdienststellen wurde durch den Ortsplaner eine ausführliche Begründung in der 

nachstehenden Stellungnahme vom 09.08.2023 abgegeben (s. Beilage): 
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Der Gemeinderat hat einen Beschluss über die Änderung Nr. 1 des Bebauungsplanes Nr. 4 „Buchmayr“ 

gemäß § 34 Abs 1 iVm § 36 Abs 3 Oö. ROG 1994 zu fassen. 

 

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag den Beschluss über die vorliegende Änderung Nr. 1 des 

Bebauungsplanes Nr. 4 „Buchmayr“ gemäß § 34 Abs 1 iVm § 36 Abs 3 Oö. ROG 1994 zu fassen. 

 

Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 

 
 

14. Beratung/Beschlussfassung Verordnung Auflassung öffentliches Gut ehem. Trafik 
Riedersbach 

 
Sachverhalt: 

In der Gemeinderatssitzung vom 10.05.2023, unter TOP 5./ wurde der Verkauf des Grundstückes 

1512/16, KG 40327 Wildshut, Öffentliches Gut, mit einem Flächenausmaß von 29 m², an Herrn Acimovic 

(Fr. Holzner) beschlossen. Für die grundbücherliche Durchführung der Abschreibung des 

gegenständlichen Grundstückes an Herrn Acimovic (Fr. Holzner), ist eine Verordnung des 

Gemeinderates über die Auflassung dieses Grundstückes als Gemeindestraße/Öffentliches Gut 

erforderlich. Vor Erlassung der Verordnung durch den Gemeinderat wurde wie im GR vom 28.06.2023 

beschlossen die Planunterlage über die Auflassung 4 Wochen an der Amtstafel kundgemacht. Es liegen 

keine Stellungnahmen dazu vor. Damit kann die Verordnung über die Auflassung durch den GR 

beschlossen werden. 
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Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag die vorliegende Verordnung zu beschließen. 
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Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 

 

 
15. Beratung/Beschlussfassung Grundkauf Wengerhöhe / Umsetzung Straßensanierung 2023 

 
Sachverhalt: 

Die Gemeinde St. Pantaleon beabsichtigt auf der Wengerhöhstraße (Grstk. Nr. 368) die 

Straßenverbreiterung und Errichtung eines Geh- und Radweges entlang der gesamten westlichen Seite 

der bestehenden Straße.  

Dazu ist eine Grundeinlöse entlang der westlichen Grundgrenze im gesamten Verlauf von ca. 4,5m 

erforderlich. (aktuelle Grundbreite ca. 5m; Verbreiterung bestehende Straße auf 5m, 0,4m Bankett 

östlich; westlich: 1m Trenngrün inkl. Bankett + 2,6m Radweg + 0,5m Reservefläche) 

Die Länge der Straße beträgt ca. 400m, davon 246m entlang des Grundstückes 369/1 von Fr. Messner 

sowie 154m entlang des Grundstückes 371 von Fam. Stegbuchner. (s. Lageplan 1:2000 im Anhang) 

Es ergibt sich damit ein Grundeinlösebedarf von in Summe ca. 1.800 qm². 

 

Die Abwicklung soll wie folgt erfolgen: 

1) Frau Messner tauscht mit Fam. Stegbuchner eine Fläche von ca. 693 qm² zwischen den 

Grundstücken 371 Stegbuchner und 369/1 & 370 Messner. 

- Fam Stegbuchner übergibt an Fr. Messner ein Rechteck ca. 4,5 x 154m exakt angrenzend an 

Wengerhöhstraße (Teilfläche 1) 

- Fam Stegbuchner erhält von Fr. Messner eine gleich große Fläche in Form eines Rechteckes 

ca. 2,8x250m (Teilfläche 2) 

2) Frau Messner verkauft an die Gemeinde die Fläche von ca. 1.800 qm² (Rechteck von 400 x 4,5m 

entlang der Wengerhöhstraße) zum Preis von EUR 10,-- je qm². (Teilfläche 1 +3) 

3) Sämtliche Kosten für die Durchführung des Tausches und der Grundeinlöse werden von der 

Gemeinde St. Pantaleon übernommen. 

Seitens Fam. Stegbuchner und Fr. Messner gibt es bereits eine grundsätzliche Zustimmung zur oa. 

Abwicklung.  

 

Ziel ist, dass zumindest die Sanierung der Wengerhöhstraße noch 2023 stattfinden kann. 

Der Kostenvoranschlag für die Fahrbahnsanierung beläuft sich auf rd. EUR 122 Tsd. lt. ua. Aufstellung. 

Eine Förderung aus KIP-Mitteln ist bis 50% möglich. 

Zusätzlich gibt es max. 37 Tsd. EUR Förderung vom Straßenbauressort des Landes OÖ. 

 

Sollte der Geh- und Radweg ebenfalls errichtet werden, ist mit Kosten iHv EUR 88 Tsd. zu rechnen. 

Der vorgesehene Landeszuschuss (zusätzlich zu oben) wird voraussichtlich 35% betragen. Zusätzlich sind 

50% KIP-Mittel möglich. 

 

Kosten gesamt abzgl. Förderungen (=notwendige Eigenmittel): 

Grundeinlöse: 18.000 EUR 

Straßensanierung: 24.000 EUR 

Geh- und Radweg: 13.200 EUR 

Nebenkosten: 5.000 EUR 

Gesamt: EUR 60.200,-- 
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Im Voranschlag 2023 wurden 100 Tsd. EUR für Gemeindestraßen vorgesehen, davon 41,5 Tsd. EUR 

Eigenmittel 

 

 
 

 

Vom GR ist ein Beschluss über den Abschluss einer Vorvereinbarung zu fassen. 
Außerdem ist zu beraten ob die beiden Projekte Straßensanierung und Geh- und Radweg noch heuer 
umgesetzt werden sollten. 
 

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag die beiden vorliegenden Vereinbarungen zur Grundeinlöse 

abzuschließen sowie die Umsetzung sowohl der Straßensanierung Wengerhöhstraße als auch die 

Errichtung des Geh- und Radweges zu beschließen. 

 

 

 

Abstimmung / Beschluss: 
Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 

 
16. Beratung/Beschlussfassung Grundverkauf Reith 

 
 

Sachverhalt: 

Im GV vom 21.3.2023, im Ausschuss für Bau- und Straßenangelegenheiten vom 31.3.2023 sowie im GV 

vom 2.5.2023 wurde bereits der mögliche Verkauf von Gemeindegrund (öffentliches Gut) in Reith 

(Gewerbepark Heiligenstatt) diskutiert. 

 

Folgende Angebote liegen vor: 

 

 Abschreibung 
Grstk. Nr. 

Zuschreibung 
Grstk. Nr. 

Fläche (qm²) Preis je qm² Angebot (EUR) 

Hans Grebien 
GmbH 

408/4  132 35 4.620, -- 

Sabine 
Nessling 

408/4  168 35 5.880, -- 

U. Kromp / F. 
Schmutzler 

408/4 
408/17 

 262 35 9.170, -- 
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In der GV-Sitzung vom 2.5. wurde als Preis EUR 50/qm² festgelegt, analog zum Grundverkauf bei der 

ehemaligen Trafik in Riedersbach. Außerdem wurde eine Breite von 6m festgelegt, wobei auch der 

Hydrant auf Gemeindegrund bleiben soll. 

Am 5.9. fand ein Termin mit den Angebotslegern im Gemeindeamt statt. Die Konditionen wurden 

akzeptiert und es wurde vereinbart, dass nun eine Vermessung durch Geometer Schartner beauftragt 

wird. Diese fand im Zuge einer gemeinsamen Begehung am 20.9. statt.  

Dabei wurde besprochen, dass im Bereich des Grundstückes von Hrn. Schmutzler die Straßenbreite auf 

ca. 5,2m reduziert werden soll aufgrund des Gebäudebestandes. 

Außerdem wünscht sich Hr. Schmutzler einen Ersatz für den Straßenbau auf seinem Grund sowie eine 

Sanierung des Bereiches vom Wasserschieber, um das Abfließen von Oberflächenwasser von der Straße 

auf sein Grundstück zu verhindern. 

Im Bereich Fa. Wintersteller könnte ebenfalls eine Korrektur der Grundgrenze erfolgen. Es liegt aktuell 

noch keine Zusage seitens Fa. Wintersteller zur Durchführung dazu vor. 

 

Die Kosten der Vermessung werden anteilig aufgeteilt. 

 

Hier die Übersicht der Flächen lt. dem vorliegenden Plan (GZ 23878 v. 20.9.): 

 
 

Beratungsverlauf: 

GR F. Schmutzler erwähnt, dass das Grstk. 408/17 bereits in den 1980ern vermessen wurde als 
Betriebsbaugebiet. Außerdem ist im Bescheid seines Nebengebäudes angeführt, dass 3m Abstand zur 
Straße bleiben soll. 
Der Vorsitzende erwähnt, dass auf jeden Fall abgesichert werden soll, dass die Fläche vor dem Gebäude 
von Hrn. Schmutzler nicht verbaut wird. 
 
GV J. Eberherr: „Es ist wichtig, dass die Altlasten saniert werden, wenn Lagerflächen und Gebäude auf 
Gemeindegrund stehen das gehört geregelt.“    
 
Nach einer weiteren Diskussion bzgl. der erforderlichen Straßenbreite zwischen Grundstück 408/3 und 
407/6 wird zum vorliegenden Teilungsplan folgende Änderung bzgl. Trennstück 4 vereinbart: 
Die in gerader Linie von Nordwest nach Südost eingezeichnete neue Grenzlinie (rote Farbe) wird in 
gerader Linie in südöstlicher Richtung verlängert. Das von der Gemeinde an die Fa. Wintersteller 
abzugebenden Trennstück 4 reduziert sich damit von 38 qm² deutlich auf eine Fläche von ca. 5 qm². 
 
 
Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag dem vorliegenden Teilungsplan GZ 23878 v. 20.9. mit der oa. 

Änderung von Trennstück 4 zuzustimmen. Der Preis soll einheitlich EUR 50,-- je qm² betragen. 

Abschreibung 

Gemeinde (Grstk. 

Nr.)

Zuschreibung 

Grstk. Nr.
Teilstk.

Fläche 

(qm²)

Preis je 

qm²
Summe

Hans Grebien GmbH 408/4 (Gde.) 407/6 5 42 50 €         2.100 €           

Sabine Nessling 408/4 (Gde.) 407/2 6 116 50 €         5.800 €           

Friedrich Schmutzler 408/4 (Gde.) 408/16 7,10 153 50 €         7.650 €           

408/17 (Gde.) 408/16 9 107 50 €         5.350 €           

(Tausch Gemeinde) 408/17 (Gde.) 408/4 (Gde) 8 1 -  €       -  €               

Pohl Metalltechnik GmbH 408/4 (Gde.) 408/2 1,2,3 170

408/4 (Gde.) 408/3 4 38

20.900 €         
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Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 

 

 

17. Beratung/Beschlussfassung Grundbereinigung Bleimühlweg 
 
 
Sachverhalt: 

Im Zuge der Straßensanierung des Bleimühlweges wurde festgestellt, dass die Gemeindestraße in der 

Natur deutlich von den Grenzen lt. Kataster abweicht. 

Zur Bereinigung wurde eine Vermessung vom Geometer Schartner beauftragt. 

Als Ablösepreis wurde mit allen betroffenen Grundanrainern ein Preis von EUR 10,-- je qm² vereinbart. 

 

Unten eine Zusammenfassung der Vermessungsurkunde. In Summe hat die Gemeinde EUR 790,-- an die 

Grundeigentümer zu bezahlen. 

 
 

 
 
Beratungsverlauf: 
GV J. Eberherr: „Die Straße wurde entlang vom Haus von Hr. Kirchhamer weiter rausgebaut, das war auf 
Wunsch von Hr. Kirchhamer und der Grund, der dafür benötigt wurde muss auch von ihm gekauft 
werden nicht von der Gemeinde.“ 

Gemeinde 

zu Privat

Privat zu 

Gemeinde Trennstk.

Grstk. Nr. Öff. Gut Nr. qm² qm²

837 826 Ratkowitsch M. 8 23 1,2,3

837 825 Ratkowitsch M. 19 4

824 825 Ratkowitsch M. 18 5

824 826 Ratkowitsch M. 66 6,7

822 826 Ratkowitsch M. 11 8

821/2 826 Kirchhamer Markus 41 9

818 826 Schneider Thomas 8 10

819/2 826 Kirchhamer Markus 45 3 11,12,13,14

819/1 826 Huber Johannes 7 15

827 826 Ömer Johann und Andrea 20 16

828 826 Ratkowitsch M. 13 180 17,18,19,20

832 826 Ratkowitsch M. 77 22,23,24

Gesamt 230 309

qm² Geldfluss

Ratkowitsch M. 116 299 -183 1.830 €-  

Kirchhamer Markus 86 3 83 830 €      

Schneider Thomas 8 0 8 80 €        

Huber Johannes 0 7 -7 70 €-        

Ömer Johann und Andrea 20 0 20 200 €      

230 309 -79 790 €-      
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Antrag: 
Der Vorsitzende stellt den Antrag das Geschäft in der vorgelegten Form unter der Berücksichtigung der 
Anmerkung von GV J. Eberherr zu einem Preis von EUR 10,--je qm² abgewickelt wird. 
 
Abstimmung / Beschluss: 
Abstimmungsart: offen durch Handheben 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
 
 

18. Beratung/Beschlussfassung A1 Mast Trimmelkam / Auflassung öffentliches Gut 
 

Sachverhalt: 

In der GR-Sitzung vom 10.5.2023 wurde ein Grundsatzbeschluss zu folgendem Sachverhalt gefasst: 

 

„Am ehemaligen SAKOG Areal (Erwerb durch Gemeinde) im Bereich der ehemaligen Tegelhalde befindet 

sich ein Sendemast von A1 (Grstk. 725/19; Eigentum der Gemeinde).  

Die Zufahrt erfolgt aktuell über ein öffentliches Gut (725/3 und 723/3) mit einer Breite von 2m. 

Da mit dieser schmalen Zufahrt keine Instandhaltungen bzw. Baumaßnahmen seitens A1 durchgeführt 

werden können, erfolgte die Zufahrt bisher über die Privatliegenschaft (Grstk. 725/13) von Fr. 

Olschnögger. 

Nach längeren Verhandlungen besteht nun die Möglichkeit, dass der jetzige Sendemast-Standort in die 

Nähe des ehemaligen SAKOG Brunnens (Grstk. 721/6) verlegt werden kann. Dazu wird ein neues 

Grundstück (Nr. 721/7), zukünftiger Eigentümer A1, gebildet. 

Die gesamte Fläche dazu (251 qm²) wird von Fr. Olschnögger kostenlos zur Verfügung gestellt. Um dies 

zu ermöglichen, wird zuvor ein Grundstückstausch zwischen Fr. Olschnögger (Grstk. 721/1) und Hrn. 

Reitsamer (Grstk. 721/5) im Ausmaß von ca. 70m² durchgeführt. 

Das bestehende Grundstück mit dem A1 Sendemast (725/19) soll kostenlos an Fr. Olschnögger 

übertragen werden. (Zuschreibung zu 725/13). 

Seitens Gemeinde wird der Grund (239 qm²) kostenlos übertragen, da der Wert des bestehenden 

Sendemast-Grundstückes durch die 1996 eingeräumte „immerwährende Dienstbarkeit“ (einmaliges 

Entgelt iHv. ATS 47.800,--) stark eingeschränkt ist. Außerdem ist Fr. Olschnögger bereit, die Zufahrt zur 

Wasserentnahmestelle inkl. Umkehrplatz für die Feuerwehr als Geh- und Fahrtrecht grundbücherlich 

zuzusichern. Die Fläche beträgt 511 qm². Ein Recht zur Wasserentnahme wird ebenso sichergestellt. 

Zur Sicherstellung der zukünftigen Zufahrt für A1 und auch für die Feuerwehr wird die bestehende 

Zufahrtsstraße (öffentliches Gut) verlängert bzw. an den Naturzustand angepasst. Dazu werden 

entsprechend dem Lageplan in der Beilage 118m² (Teil 2) der Gemeinde übergeben und 59m² (Teil 4) 

von Fr. Olschnögger übernommen. 

Die bestehende Zufahrt zum A1 Sendemast (öffentliches Gut 725/3 und 723/3; Fläche 106m²) wird 

aufgelassen und ebenfalls Fr. Olschnögger (Grstk. 725/13) zugeschrieben. Der restliche Teil der Zufahrt 

soll von WAG (Grstk. 725/4) abgelöst werden, die Gespräche dazu sind noch zu führen. 

 

Hier die Zusammenfassung der Änderungen: 
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Alle Grundstücksübertragungen sollen im Tauschweg ohne Entgelt erfolgen.“ 

 

 

In Abstimmung zwischen den Anwälten Dr. Priller als Rechtsvertreter von Fr. Olschnögger und Dr. 

Richter als Rechtsvertreter der A1 wurden nach dem Grundsatzbeschluss die Verträge überarbeitet. Der 

wesentliche Inhalt ist unverändert. 

Der aktuelle Stand der Verträge befindet sich in der Beilage. Aufgrund einer Umstrukturierung der A1, 

der Geschäftsbereich „Towers“ wird in eine eigene Gesellschaft abgespalten, kann es noch zu einer 

geringfügigen Adaptierung der Verträge kommen. 

 

 

Außerdem ist für den aktuell bestehenden Weg (Zufahrt zu Sendemast) für die grundbücherliche 

Durchführung der Abschreibung des gegenständlichen Grundstückes eine Verordnung des 

Gemeinderates über die Auflassung dieses Grundstückes als Gemeindestraße/Öffentliches Gut 

erforderlich. Vor Erlassung der Verordnung durch den Gemeinderat ist die Planunterlage über die 

Auflassung durch 4 Wochen an der Amtstafel kundzumachen und sind die einlangenden 

Stellungnahmen dem Gemeinderat vorzulegen. Erst anschließend kann die Verordnung über die 

Auflassung beschlossen werden. 

Die Kundmachung und der Lageplan befinden sich in der Beilage. 

 

Beratungsverlauf: 

Der Vorsitzende erwähnt, dass mit der WAG bzgl. dem im Gemeindeeigentum verbleibenden 

Restgrundstück 725/3 noch gesprochen werden muss. 

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag die vorliegenden Verträge zu unterzeichnen und die oa. Auflassung 

des öffentlichen Gutes kundzumachen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

von nach Gemeinde Olschnögger A1 WAG

Zufahrt bestehender Mast 725/3 (Weg) Gde. 725/13 Olschnögger -97 97

723/3 (Weg) Gde. 725/13 Olschnögger -9 9

725/19 (A1 Mast) Gde. 722/13 Olschnögger -239 239

725/3 (Weg Anfang) Gde. 725/4 WAG? -95 95

Neue Zufahrt 721/1 Olschnögger 721/7 A1 -251 251
Teilungsplan GZ 23107-1, 4233-

68/4 721/1 Olschnögger 721/8 Gde. 118 -118

721/6 (Sakog Brunnen) Gde. 721/8 Gde. 0

725/11 (Zufahrt) Gde. 725/13 Olschnögger -59 59

Gesamt -381 35 251 95

Grstk.

Vermessungsurkunde GZ23107-2, 

25.11.2022

Berechnung m²



Verhandlungsschrift GR 27.09.2023  52 / 75 

Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 

 
 

19. Beratung/Beschlussfassung 50 km/h Geschwindigkeitsbeschränkung Mühlachweg 
 
Sachverhalt: 

Vom Verkehrssachverständigen des Landes OÖ wurde die Einrichtung einer 50 km/h Beschränkung im 

Bereich Mühlachweg befürwortet. 

 

Der Lageplan und die Verordnung befinden sich in Anlage. 

Ein Beschluss hat durch den Gemeinderat zu erfolgen. 

 

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag die vorliegende Verordnung zu beschließen. 
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Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
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20. Beratung/Beschlussfassung 30km/h Zone Vordernberg Siedlung 
 
Sachverhalt: 

In der GR-Sitzung vom 28.6.2023 wurde der Vorschlag eingebracht, im Bereich Vordernberg eine 

Wohnstraße, anstatt der vom Verkehrsgutachter empfohlenen Tempo 30 Zone umzusetzen. 

Nach nochmaliger Rücksprache mit dem Land OÖ ist die Einführung einer Wohnstraße nicht erlaubt: 

„Ein Abgehen von den rechtlichen Rahmenbedingungen, insbesondere ein unsubstantiiertes Bejahen der 

Erforderlichkeit entgegen sachverständiger Feststellungen, führt zur Gesetzwidrigkeit der 

Verkehrsmaßnahme. Hinzuweisen ist ebenfalls darauf, dass infolge der Erlassung einer gesetzwidrigen 

Verordnung auch (Amts-)Haftungsansprüche schlagend werden können.“ 

 

Aus diesem Grund wurde im GV am 25.7. vereinbart eine Tempo 30 Zone im Bereich Siedlung 

Vordernberg anzustreben. 

Ein Beschluss der Verordnung (s. Beilage) ist durch den Gemeinderat erforderlich. 

Neben dem Aufstellen der entsprechenden Verkehrszeichen sind an der Kreuzung innerhalb der 

Siedlung Haifischzähne zu markieren. Außerdem sind in 50m Abstand Fahrbahneinbauten erforderlich. 

(=Maßnahmen, um die Fahrbahn einzuengen - zB. Blumentröge) 

 

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag die vorliegende Verordnung zu beschließen. 
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Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 

ENTHALTEN: Renzl N. 
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21. Beratung/Beschlussfassung Park- und Halteverbot Geschäftszeile Riedersbach 

 
Sachverhalt: 

Im nördlichen Bereich der Geschäftszeile Riedersbach parken regelmäßig Fahrzeuge im Kurvenbereich 

und erschweren durch die Einengung der Fahrbahn die Durchfahrt für größere Fahrzeuge (zB. 

Müllabfuhr, ggf. Einsatzfahrzeuge).  

Es wurden bereits X-Markierungen durch den Bauhof aufgebracht, allerdings ohne erkennbaren Nutzen. 

Es parken weiterhin Fahrzeug in diesem Bereich entgegen den Vorschriften der StVO. 

Aus diesem Grund soll in diesem Bereich (s. Lageplan und Verordnung im Anhang) ein Park- und 

Halteverbot durch den Gemeinderat verordnet werden. 

 

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag die vorliegende Verordnung zu beschließen. 
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Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 

 

 

22. Beratung/Beschlussfassung PV-Anlage Gemeindeamt 
 
Sachverhalt: 

Am 31.8. fand ein Termin gemeinsam mit Hrn. Haas statt zur Besprechung der eingelangten Angebote. 

Die Angebote befinden sich in der Beilage. Es ist über die Vergabe zu beraten bzw. zu entscheiden. 

 

Zum Thema Absturzsicherung findet sich in der Beilage der Aktenvermerk des Telefonates mit dem 

Arbeitsinspektorat sowie die Rückmeldung des Bausachverständigen vom Bezirksbauamt Ried. 

Zusammengefasst wird empfohlen Einzelanschlagspunkte am Gemeindeamt vorzusehen. 

 

Im Voranschlag 2023 wurden 90 Tsd. EUR für die PV-Anlage am Gemeindeamt vorgesehen. 

Bzgl. Förderung sind für PV-Anlagen bis zu 50% KIP-Mittel möglich sowie zusätzlich eine ÖMAG-

Förderung. 

 

Es ist vom Gemeinderat eine Vergabeentscheidung zu treffen. 
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Beratungsverlauf: 
GV J. Eberherr: „Ich finde es nicht in Ordnung, dass der Berater Hr. Haas ca. 5000€ kassiert für eine 
Ausschreibung die nicht Zielführend war. Bei der Ausschreibung sollten zumindest alle Maximalen 
Anschlussleistungen (Bezugsrecht/Maximale Einspeisungsmöglichkeit) berücksichtigt werden.  
Der von Hr. Haas bei der ersten Ausschreibung benötigte Messwandler hätte hohe Mehrkosten 
verursacht.   
Weiters wurden alle technischen relevanten Parameter von Hartl Walter im Vorfeld bei allen im 
Gemeindeeigentum befindlichen Gebäuden erhoben und dokumentiert, selbst diese Vorarbeit floss nicht 
in die Ausschreibung ein.  
Grundsätzlich war es anders vereinbart, dass die Gemeinde die Ausschreibung macht und Hr. Haas die 
Angebote prüft. 
Überdies fehlt die Wirtschaftlichkeitsrechnung.  
Hr. Haas erklärte schriftlich und trotz mehrmaligem Nachfragen, dass die Absturzsicherung beim 
Angebot vom PV-Profi sicher dabei ist.  
Das schaut aber nicht so aus, laut Angebot vom PV-Profi ist die Absturzsicherung nicht dabei.“ 
 
GR F. Schmutzler hält fest, dass er nicht mitstimmen kann, solange kein vernünftiger Vergabebericht 
vorliegt. 
 
GV J. Eberherr fragt ob schon überlegt wurde wie bei den Ladestationen die Abrechnung gemacht 
werden soll. 
GV W. Hartl schlägt bzgl. Ladesäule ein Modell zu machen, wo eine Fremdfirma die Ladesäule aufstellt. 
Es gibt dazu Anbieter mit denen Kontakt aufgenommen werden soll 
 
Nach weiterer Diskussion vertagt der Vorsitzende den Tagesordnungspunkt auf die nächste Sitzung. 
 
 

23. Beratung/Beschlussfassung Auftragsverarbeitungsvertrag und Überlassungsvertrag 
Ausspeisungs-Software 

 
Sachverhalt: 

Im Anhang befindet sich ein Überlassungsvertrag sowie ein Auftragsverarbeitungsvertrag für die 

Ausspeisungssoftware von Hrn. Vize-Bgm. W. Pohl. 

 

Für den Vertragsabschluss ist ein Beschluss durch den Gemeinderat zu fassen. 

 

Beratungsverlauf: 

Der Vorsitzende hält fest, dass durch den plötzlichen Tod von Hrn. Vize-Bgm. W. Pohl keine 

Beschlussfassung möglich ist. 

 
 

24. Beratung/Beschlussfassung Einspeiseverträge Kindergarten / NMS 
 
Sachverhalt: 

In der Mittelschule und dem Kindergarten gibt es kleinere PV-Anlagen (je 2,94 kWp), die im Jahr 2013 

über die Firma enerxia errichtet wurden. 

Aktuell produzieren die beiden Anlagen keinen Strom, die technische Fehlersuche ist noch am Laufen. 

Die aktuell vorhandenen Stromeinspeiseverträge für die Mittelschule und den Kindergarten wurden 

seitens Energie AG gekündigt. Bis 30.9. kann ein neuer Vertrag mit einem Einspeisetarif von 21 

Cent/kWh abgeschlossen werden. 
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Da keine Kosten aus einem neuerlichen Vertragsabschluss entstehen wird empfohlen den Vertrag 

entsprechend der Beilage abzuschließen. 

Ein Beschluss ist durch den Gemeinderat zu fassen. 
 

Antrag: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag die beiden vorliegenden Einspeiseverträge abzuschließen. 
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Abstimmung / Beschluss: 

Abstimmungsart: offen durch Handheben 

Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 

 
 

25. Information des Bürgermeisters 

 
Übernahme Kanalgenossenschaften 
In der GR-Sitzung vom 28.3.2023 wurde der Grundsatzbeschluss zur Übernahme der 

Wassergenossenschaft SLL (Steinwag/Loidersdorf/Laubenbach) gefasst. 

Für die Wassergenossenschaft Stockham-Wildshut-Roidham wurde derselbe Grundsatzbeschluss bereits 

in der GR-Sitzung vom 13.7.2022 gefasst. 

 

Am 8. September fand ein gemeinsamer Termin mit den Obmännern der beiden 

Wassergenossenschaften statt um den Ablauf der Übernahme zu besprechen. 

Es wurde vereinbart, dass über RA Dr. Priller ein Kaufvertrag abgeschlossen werden soll. Für die 

steuerlichen Aspekte wird auch ein Steuerberater zu Hilfe gezogen werden müssen. Ebenfalls soll ein 

gemeinsames Informationsschreiben an alle Mitglieder verfasst werden, um über die Änderungen 

durch die Übernahme zu informieren. 

 

Der Vertrag wird zur Beschlussfassung in der GR-Sitzung am 15.11.2023 vorgelegt. 

 
 
Überarbeitung FWP/ÖEK 
Am Dienstag, 19.9. fand ein Termin mit dem Ortsplaner Regioplan Salzburg statt zur Abstimmung der 
nächsten Schritte. 
Der aktuelle Stand der Erhebungen bzgl. aktuellen Widmungen wurde besprochen, wie zB. 
Sternchenhäuser. 
Es wird zur weiteren Bearbeitung noch eine Sitzung des Ausschusses für örtliche Raumplanung  
und Wirtschaftsangelegenheiten geben. 
In der Gemeindezeitung vom Oktober wird ein Aufruf bzgl. Widmungsansuchen veröffentlicht. 
 
 
Begehung Löschwasserbehälter 
Am 19.7. fand eine Begehung bzgl. möglicher Standorte für Löschwasserbehälter statt. 
 
Die empfohlene Priorisierung seitens LFK ist: 
1. Eiferding – 100qm³ (Normkosten EUR 37.000,--) 
2. BBG Reith – 200 qm³ (Normkosten EUR 52.500,--) 
3. BBG Kirchberg- 100 qm³ (Normkosten EUR 37.000,--) 
 
Für den Standort Eiferding ist Hr. Erbschwendtner als Anrainer bereit den nötigen Grund zur Verfügung 
zu stellen. In Reith könnte der Grund vom Gemeindebauhof verwendet werden. 
Eine Förderung iHv 10% bzw. max. 2.500,-- EUR aus dem Feuerwehrressort ist möglich. 
Zusätzlich sind lt. Richtlinien Gemeindefinanzierung 50% BZ-Mittel (Basis: Normkosten) möglich. 
In Kirchberg gibt es aufgrund des Gewerbegebietes keine Förderung. 
 
Eine Umsetzung des Löschbehälters Eiferding wird für 2024 eingeplant. 
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Personalthemen 
Anfang Juli sind Fr. L. Kwiecien (Reinigung Mittelschule) sowie Fr. B. Schartner (Reinigung und Schulwart 
VS) in den Ruhestand gegangen. 
Der Dienstvertrag mit Fr. M. Kreidenhuber (pädagogische Assistenzkraft im Kindergarten) wurde auf 
eigenen Wunsch per 31.8.2023 aufgelöst. 
Der Dienstvertrag mit Fr. A. Mayrhofer (Standesamt) wird einvernehmlich per 31.12.2023 beendet. 
 
Außerdem hat die Reinigungsdame vom Gemeindeamt bzw. der Volksschule, Fr. Savchenko, um 
Auflösung ihres Dienstverhältnisses angesucht. Die Ausschreibung ist bereits erfolgt. 
 
 
Dorfplatz 
In der Beilage befindet sich der aktuelle Stand des Plans. Es werden nun die nächsten Schritte zur 
Umsetzung gesetzt. 
 
 
Laubenbachstraße 
In der Beilage befindet sich das Schreiben vom Land OÖ mit der Information über die nächsten 
beabsichtigten Schritte. 
 

1. Schreiben an Anrainer (Projektidee, Grundstücksbetretung für Vermessungsarbeiten, Weitere 
Infos folgen im Zuge der Planung= 

2. Planungsbesprechung mit den Gemeinden 
3. Planung 
4. Anrainerbesprechung (INFO-Veranstaltung) 
5. Detailplanung 
6. Detailbesprechung 
7. Grundeinlöse 
8. Bau 

 
Für die KW38 ist seitens Land OÖ das Schreiben an die Anrainer geplant. 
 
 
FF-Neubau 
Es fand ein Termin mit den betroffenen FF-Kommandanten statt. An einer Lösung bzgl. möglichem 
Grundstück wird weitergearbeitet. 
 
 
Blaulichtversicherung 
Für den Fuhrpark der Freiwilligen Feuerwehren der Gemeinde wurde das Pauschalangebot der 
sogenannten Blaulichtversicherung von der oberösterreichischen Versicherung abgeschlossen. 
Der Deckungsumfang ist besonders auf die Bedürfnisse von Feuerwehren ausgelegt und in Summe 
können durch den Versicherungswechsel Kosten eingespart werden. 
 
 
Wasserleitung Seeleiten 
In der Beilage befindet sich das Schreiben von Hrn. Reinhard Vorauer betreffend die Errichtung einer 
Wasserleitung in Seeleiten. 
Herr Vorauer ersucht um offizielle Stellungnahme der Gemeinde zum Projekt. 
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Beratungsverlauf: 
Der Vorsitzende informiert über den Stand der Gespräche mit den Grundanrainern. Sobald hier ein 
privater Grundtausch durchgeführt wurde, sollte auch das Wasserleitungsprojekt voranschreiten 
können. 
 
 
2. Hort-Gruppe: Spielplatz/Umbau 
Durch die Einrichtung einer 2. Hortgruppe wurden aufgrund der Auflagen vom Land OÖ einige 
Adaptierungsmaßnahmen im Gebäude in Riedersbach sowie im Außenbereich nötig. 

- Einrichtung Gruppenraum und Personalraum 
- Kindergarten Lagerraum - Verlegung in 2. OG 
- Neue Stiege in 2. OG 
- Zusätzlicher Spielplatz 

 
Insgesamt wurde ca. 50 Tsd. EUR investiert. Es ist dabei allerdings mit einer Förderquote von 64% zu 
rechnen. 
 
 
 

26. Allfälliges 
 

Der Vorsitzende gratuliert GR-Ersatzmitglied Christian Eberherr zu seinem Erfolg beim 
Berufswettbewerb. 
 
GR J. Danner-Leithner fragt an, ob es Neuigkeiten bzgl. Nachfolge der Hort-Leitung gibt. Der Vorsitzende 
erwähnt, dass bei der Gemeinde aktuell nichts bekannt ist. 
 
GR F. Joham regt an den Hydranten beim neuen Hort-Spielplatz zu verlegen wegen Unfallgefahr für die 
Feuerwehrleute bei Einsätzen. 
 
GR G. Hörtlackner fragt, ob die Schulköchin wieder fix im Frühjahr startet. Der Vorsitzende antwortet, 
dass es noch von ihrer persönlichen Kinderbetreuungssituation abhängt. 
 
GV J. Eberherr fragt an, ob es bzgl. der Wasserleitung Seeleiten ein Protokoll von den 
Vorbesprechungen gibt oder ob Zusicherungen vom Bürgermeister gemacht wurden. 
Der Vorsitzende antwortet, dass es so etwas nicht gibt. Es gab nur eine Besprechung beim Gasthaus 
Vorauer bisher. 
 
GR N. Renzl stellt klar, dass der Wasserrohrbruch in seinem Garten nicht durch Bauarbeiten, sondern 
durch den hohen Wasserleitungsdruck entstanden ist. 
 
Der Vorsitzende bezieht Stellung zu den Facebook Posts bzgl. dem abgestellten Fahrzeug in Riedersbach 
und erläutert, dass die Argumente nicht stimmen und umfangreichen Investitionen in den letzten 
Jahren in Riedersbach durchgeführt wurden. 
 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende um 21:45 Uhr die Sitzung. 
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